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Erster Teil:

Einführung



Kapitel 1: Einleitung

„Sanktionen sind Kernelemente des Rechts. [...] Erst aus dem Zusammen-
spiel von Regelungen und Sanktionen erwächst Recht. [...] Auch im Wett-
bewerbsgeschehen sind [...] Regelungen und Sanktionen als wechselseitig
aufeinander bezogene Strukturelemente des Rechts unverzichtbar.“1

Für das Lauterkeitsrecht kann nichts anderes gelten; die Sanktionen sind auch hier

von essentieller Bedeutung.2 Mit Sanktionen sind alle Regelungen gemeint, die eine

Rechtsfolge für einen Verstoß gegen Verhaltensregeln festlegen, unabhängig davon, ob

dies das schlichte Unterlassen oder weitergehende Rechtsfolgen umfasst, wie etwa die

Zahlung von Schadenersatz, Bußgeldern oder Ähnlichem. Durch die Festlegung der

richtigen Rechtsfolgen wird die Effektivität des Rechts gesteuert. Dazu tragen auch

die Verfahrensvorschriften bei, also solche Vorschriften, welche die Durchsetzung der

Rechtsfolgen regeln. Eine saubere Trennung zwischen Rechtsfolgen und prozessua-

len Vorschriften ist nicht möglich. Gemeinsam müssen die Rechtsfolgen- und Verfah-

rensvorschriften ein ausgewogenes und abgestimmtes System ergeben, das zu einer

effektiven Durchsetzung der materiellen Verhaltensregeln führt und die Lauterkeit des

Wettbewerbs innerhalb eines Staates, aber auch im Binnenmarkt gewährleistet.

Im deutschen Lauterkeitsrecht wird die Durchsetzung des Rechts in die Hände der

Privatkläger gelegt. In Tschechien hingegen wird sie nur zum Teil den Privaten über-

lassen; eine wichtige Rolle spielt dort gleichsam die öffentlich-rechtliche Durchset-

zung des Rechts, die jedoch auf verbraucherschützendes Lauterkeitsrecht beschränkt

ist. Doch selbst in der privatrechtlichen Durchsetzung sind zwischen der deutschen

Rechtsordnung auf der einen und der tschechischen Rechtsordnung auf der ande-

ren Seite Unterschiede gegeben: Die jeweiligen Rechtsordnungen sehen verschiedene

Rechtsfolgen vor. Beispielsweise kann in Tschechien ein Anspruch auch auf den Aus-

gleich immaterieller Schäden gerichtet sein, während dies im deutschen Recht nicht

vorgesehen ist. Andererseits kann in Deutschland ein Verband Gewinnabschöpfungs-

ansprüche erheben; dies ist gemäß der tschechischen Rechtsordnung nicht möglich.

Auch wird die Durchsetzung der Rechtsfolgen unterschiedlich stark unterstützt. Die

1 Alexander, Schadensersatz und Abschöpfung im Lauterkeits- und Kartellrecht, S. 3.
2 Vgl. Henning-Bodewig, WRP 2015, S. 667 (667).



deutsche Rechtsordnung sieht Beweiserleichterungen für den Nachweis des Vorlie-

gens eines Schadens vor, während dies in Tschechien nur sehr eingeschränkt der Fall

ist. In der deutschen Rechtspraxis wird die kollektive Durchsetzung zusätzlich da-

durch gefördert, dass den Verbänden durch die Möglichkeit der Abmahnungen eine

Finanzierungsquelle geboten wird. In der Praxis bedingen diese Unterschiede eine

unterschiedlich effektive Durchsetzung des Lauterkeitsrechts, die nicht im Sinne der

europäischen Rechtsangleichung des Wettbewerbsrechts sein kann.

Die genannten Unterschiede in den Rechtsfolgen sind auf die sehr offengehal-

tenen Unionsvorgaben zurückzuführen. Die UGP-Richtlinie verlangt allenfalls „ge-

eignete und wirksame Mittel“3 zur Durchsetzung der materiellen Verhaltensnormen.

Obwohl die Angleichung des materiellen Lauterkeitsrechts vom Unionsgesetzgeber

ambitioniert verfolgt wird,4 führt die Angleichung der Rechtsfolgen- und Verfahrens-

vorschriften bislang leider ein „Stiefkind-Dasein“5.

An die im Eingangszitat beschriebene Wechselwirkung zwischen Regelungen und

Sanktionen (also Rechtsfolgen) knüpft die vorliegende Arbeit an. Es wird dargestellt,

welche Unterschiede zwischen den zu untersuchenden Rechtsordnungen vorhanden

sind wobei der Fokus auf deren Durchsetzung liegen wird. Sodann wird dargelegt, aus

welchen Gründen eine Harmonisierung der Durchsetzungsregeln vorteilhaft wäre und

wie diese aussehen könnte.

3 Art. 11 Abs. 1 Richtlinie 2005/29/EG des europäischen Parlaments und des Rates v. 11.5.2005 über

unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und

Verbrauchern, ABl. 2005 Nr. L 149, S. 22–39.
4 Insbesondere die UGP-Richtlinie stellt in dieser Hinsicht einen Meilenstein dar.
5 Augenhofer, Aktuelle Entwicklungen im Europäischen Verbraucherrecht, S. 28.
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Kapitel 2: Forschungskonzept

I. Ausgangslage
Die Harmonisierung des Rechts des unlauteren Wettbewerbs ist seit Einführung des

Binnenmarktes (Art. 14 EGV, heute Art. 26 AEUV) ein wichtiges Thema. Dies liegt

zum einen an seiner engen Verbindung zum EU-Wettbewerbsrecht (Art. 101 und

102 AEUV)6 und seiner wichtigen Rolle in Bezug auf den Binnenmarkt und dessen

internen Geschäftsverkehr und zum anderen an seiner engen Verzahnung mit dem

Verbraucherschutzrecht, das sich zunehmend im Vordringen befindet.7 Die materiell-

rechtliche Komponente des europäischen Lauterkeitsrechts wurde bis heute vor allem

durch sekundäres Unionsrecht harmonisiert.

Wichtige Schritte der Harmonisierung des Lauterkeitsrechts wurden bereits im

Jahre 1984 mit Erlass der Irreführungsrichtlinie8 und später mit der Richtlinie über

vergleichende Werbung9 vollzogen, die dann in der heutigen Richtlinie über irrefüh-

rende und vergleichende Werbung10 (Werberichtlinie) zusammengeführt wurden. Be-

sonders die Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken11 (UGP-Richtlinie) stellt seit

dem Jahre 2005 eine bedeutende Maßnahme für die Vereinheitlichung des Lauterkeits-

rechts dar, weil sie erstmals bereichsübergreifende Regelungen enthält und sich nicht

auf einen Teilbereich, etwa die Werbung, beschränkt. Dennoch fokussieren sich die

vorhandenen Maßnahmen überwiegend auf den Verbraucherschutz, der folglich als

6 Glöckner, Europäisches Lauterkeitsrecht, S. 327.
7 Glöckner, Europäisches Lauterkeitsrecht, S. 615. Vgl. auch Empfehlung der Kommission, Gemeinsame

Grundsätze für kollektive Unterlassungs- und Schadensersatzverfahren in den Mitgliedstaaten bei Ver-

letzung von durch Unionsrecht garantierten Rechten v. 11.6.2013, KOM(2013) 3539 endg., ErwGr. 1.

Siehe auch Montag/von Bonin, NJW 2013, S. 3487 (3488).
8 Richtlinie 84/450/EWG des Rates v. 10.9.1984 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-

ten der Mitgliedstaaten über irreführende Werbung, ABl. 1984 Nr. L 250, S. 17–20.

9 Richtlinie 97/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 6.10.1997 zur Änderung der Richt-

linie 84/450/EWG über irreführende Werbung zwecks Einbeziehung der vergleichenden Werbung, ABl.

1997 Nr. L 290, S. 18–23.
10 Richtlinie 2006/114/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 12.12.2006 über irreführende

und vergleichende Werbung, ABl. 2006 Nr. L 376, S. 21–27.
11 Richtlinie 2005/29/EG des europäischen Parlaments und des Rates v. 11.5.2005 über unlautere Ge-

schäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern,

ABl. 2005 Nr. L 149, S. 22–39.



„Motor der Harmonisierung des europäischen Lauterkeitsrechts“12 bezeichnet werden

kann. Im Gegensatz zur materiell-rechtlichen Komponente blieben die Harmonisie-

rungsbemühungen bezüglich der Rechtsfolgen bislang wenig konkret. Den Mitglied-

staaten wird heute durch die Werberichtlinie13 und die UGP-Richtlinien14 die Ein-

führung effektiver, wirksamer und abschreckender Durchsetzungsmechanismen auf-

getragen. Für die Vereinheitlichung von Unterlassungsklagen sorgt bereits seit 1998

die Unterlassungsklagen-Richtlinie15, in deren Anwendungsbereich auch die speziel-

le lauterkeitsrechtliche Unterlassungsklage fällt.16 Die Verordnung über die Zusam-

menarbeit im Verbraucherschutz17 soll in der Praxis eine verstärkte Zusammenar-

beit bei der kollektiven Durchsetzung verbraucherschützender Normen herbeiführen.

Auch diese Verordnung betrifft folglich die Durchsetzung des Lauterkeitsrechts. Beide

Maßnahmen sind jedoch auf kleine Teilbereiche der Rechtsdurchsetzung beschränkt.

Sie spielen für das Lauterkeitsrecht nur bei kollektivem Rechtsschutz im verbraucher-

schützenden Bereich eine Rolle.

Die Vernachlässigung der Durchsetzungsangleichung des Rechts wird negativ

beurteilt,18 weswegen Forderungen nach der Verbesserung und Ausgestaltung des

Rechtsschutzes und der Durchsetzung des Rechts laut werden.19

Die Pläne des europäischen Gesetzgebers verfolgen weiterhin das mittlerweile ein-

gefahrene Konzept der Fokussierung auf den Verbraucherschutz. Allein er gibt An-

lass für weitere Vereinheitlichungspläne. Beispielsweise wurde am 2. Februar 2012

die Entschließung des Europäischen Parlaments über die Harmonisierung des kol-

lektiven Rechtsschutzes20 veröffentlicht. Sie macht den Ansatz der Harmonisierung

der Rechtsdurchsetzung deutlich. Der Fokus liegt zwar auf der Harmonisierung des

kollektiven Rechtsschutzes in Verbraucherschutzangelegenheiten, es zeigt sich aber,

dass die Europäische Union mehr und mehr bereit ist, auch die Rechtsfolgen in be-

12 Vgl. Wunderle, Verbraucherschutz im Europäischen Lauterkeitsrecht, S. 108.
13 Vgl. Art. 5 Abs. 1 RL 2006/114/EG.
14 Vgl. Art. 11 Abs. 1 RL 2005/29/EG.
15 Richtlinie 2009/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 23.4.2009 über Unterlassungskla-

gen zum Schutz der Verbraucherinteressen, ABl. 2009 Nr. L 110, S. 30–36.
16 Dies ergibt sich aus Art. 1 Abs. 2 RL 2009/22/EG i.V.m. Anhang I Nr. 11.
17 Verordnung 2006/2004/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 27.10.2004 über die Zusam-

menarbeit zwischen den für die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen

Behörden, ABl. 2004 Nr. L 364, S. 1–11.
18 Augenhofer, Aktuelle Entwicklungen im Europäischen Verbraucherrecht, S. 28; Eckel, EuZW 2015, S.

418 (419).
19 Siehe Stolze, Harmonisierung des Lauterkeitsrechts in der EU, S. 267 ff.; Augenhofer, Aktuelle Ent-

wicklungen im Europäischen Verbraucherrecht, S. 29.
20 Entschließung des Europäischen Parlaments v. 2.2.2012 zu dem Thema „Kollektiver Rechts-

schutz: Hin zu einem kohärenten europäischen Ansatz“ (2011/2089(INI), P7_TA(2012)0021, ab-

rufbar unter: http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2012-

0021+0+DOC+XML+V0//DE (Stand 02.11.2017)

6



stimmten Bereichen einander anzugleichen. Die verbraucherpolitische Agenda21 vom

22. Mai 2012 lässt ebenfalls Angleichungsbestrebungen in der Rechtsdurchsetzung er-

kennen.22 In ihrem Vorfeld wurde bereits auf die vertiefte Auseinandersetzung mit der

Rechtsdurchsetzung gedrängt. Eines ihrer vier anzustrebenden Ziele23 ist die Verbes-

serung der Durchsetzung des Verbraucherschutzes und damit natürlich auch derjeni-

gen Vorschriften, die den lauteren Wettbewerb im Binnenmarkt betreffen. Schließlich

ist auch auf die Empfehlung der Kommission von Juni 2013 hinzuweisen.24 Sie be-

fasst sich mit der Vereinheitlichung von kollektiven Unterlassungs- und Schadenser-

satzklagen. Unlängst wurde erneut deutlich, dass auch die Individualdurchsetzung von

verbraucherschützenden Normen sowie des Lauterkeitsrechts in den Fokus gerät. So

wurde ebenfalls im Juni 2013 die Richtlinie über alternative Streitbeilegung25 (ADR-

Richtlinie) erlassen.

Somit sind die Fragen nach Rechtsschutz und Durchsetzungsvorschriften des Lau-

terkeitsrechts, sei es aus verbraucherpolitischer Sicht, sei es aus dem Blickpunkt des

B2B-Verkehrs26 hochaktuell. An diese ersten vagen Schritte in Richtung Vereinheit-

lichung der Rechtsdurchsetzung knüpft die vorliegende Arbeit an. Zur Klärung der

aufgeworfenen Fragen soll diese Arbeit beitragen, wobei sie nicht auf das verbrau-

cherschützende Lauterkeitsrecht beschränkt bleibt, sondern den Blick umfassend auf

die Rechtsfolgen und Verfahrensvorschriften des gesamten Lauterkeitsrechts, im Sin-

ne des integrierten Modells, richtet. Die Fokussierung auf die Rechtsfolgenseite ist der

Tatsache geschuldet, dass in diesem Bereich die unionsrechtlichen Vorgaben noch sehr

zurückhaltend sind, was dazu führt, dass in den europäischen Mitgliedstaaten diverse

Durchsetzungssysteme vorzufinden sind. Auch weil die Durchsetzung des Rechts ei-

ne sehr wichtige Rolle spielt, da „ein [...] materiell hohes Schutzniveau immer nur so

wertvoll [ist], wie auch die effektive Durchsetzung gesichert ist“27, ist die Beleuch-

tung des Themas notwendig.

21 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts-

und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Eine Europäische Verbraucheragenda für mehr

Vertrauen und mehr Wachstum v. 22.5.2012, KOM(2012) 225 endg.
22 Phillipp, Forderungen an eine verbraucherpolitische Agenda, EuZW 2011, S. 934 (934).
23 Weitere Ziele der Agenda sind die Erhöhung der Verbrauchersicherheit (4.1), Erweiterung der

Informations- und Wissensvermittlung (4.2) und die Anpassung an gesellschaftlichen Wandel und den

Alltag der Verbraucher (4.4).
24 Empfehlung der Kommission, KOM(2013) 3539 endg.

25 Richtlinie über die alternative Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung der

Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richtlinie 2009/22/EG, ABl. 2013 Nr. L 165, S. 63–79.
26 Die Abkürzung B2B steht für Business-to-Business und bezieht sich auf rechtliche Beziehungen unter

Unternehmern, wohingegen B2C für Business-to-Consumer steht und Beziehungen zwischen Unter-

nehmern und Verbrauchern betrifft.
27 Augenhofer, WRP 2006, S. 169 (177).
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